Grundriss des Eherechts (Hagenauer/ Breitscheid: 4. Auflage)

1. Teil: Begründung und Auflösung der Ehe

1. Abschnitt: Begründung der Ehe

( 3 Verlöbnis

Das ZGB versteht das Verlöbnis als eine mit beschränkten Rechtswirkungen ausgestattete Vorstufe der Ehe. 

( Die Verlobung ist ein familienrechtlicher Vertrag, durch den Bräutigam und Braut einander die Ehe versprechen und jeder das Versprechen des andern annimmt.
Dieses Versprechen ist formfrei und es entsteht gegen den Wortsinn „Eheversprechen“ aus dem Verlöbnis keine Klage auf Eingehen der Ehe, den diese setzt den freien Willen voraus.

Obwohl ein Verlobungsvertrag gemacht werden kann, sind Verlobte keine Familienmitglieder oder Angehörige; auch begründet das Verlöbnis weder Wohn- noch Geschlechtsgemeinschaft, oder ein gesetzliches Erbe. 

Das Verlöbnis endigt mit der Eheschliessung, durch den Tod eines Partners oder aber durch Aufhebung oder einseitigen Rücktritt. Im letzten Falle können grössere Geschenke zurückgefordert werden und Schadensersatzanspruch (jedoch nur den Verlobten selbst, nicht aber den Eltern oder Dritten) verlangt werden.

Wird das Konkubinat Verlobter aufgehoben, so wird in der Regel auch die Verlobung aufgehoben. Bestand gar keine Verlobung können bei einer Auflösung Geschenke nicht zurückgefordert werden, da diese für das Zusammenleben gedacht waren und nicht für eine Verlobung.

Obwohl das Verlöbnis heute noch gesellschaftlich und sittlich bedeutsam ist, ist die rechtliche Regelung mehr Schein als Wahrheit und werden aufgrund von Scheu nicht ganz aufgehoben.

( 4 Voraussetzungen der Eheschliessung

Die Ehe ist ein Grundrecht des Individuums, von dem eine urteilsfähige (Dauerzustand geistiger Reife und Gesundheit) Person ab dem 18. Lebensjahr Gebrauch machen kann. Entmündigte können mit Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters die Bewilligung für eine Verlobung mit einem bestimmten Partner erlangen. Jedoch können Ehen nur zwischen Mann und Frau geschlossen werden.

Ehehindernisse sind:

 Verwandtschaft in gerader Linie

 Voll- und halbbürtige Geschwister

 Stiefeltern und Stiefkindern (jedoch nicht zwischen Stiefgeschwister, die keinen gemeinsamen Elter haben) 

 Adoptivkinder werden leiblichen Kindern gleichgesetzt, jedoch löst sich das Verbot zwischen leibliche Eltern und ihren Kindern nicht auf

( 5 Eheschliessungsverfahren
Um eine Ehe schliessen zu können, müssen viele Formvorschriften beachtet werden, die bei einem gemeinsamen persönliche Besuch auf dem Zivilstandesamt von einem Zivilbeamten vorgetragen werden. Die Verlobten haben „ihre Personalien mittels Dokumenten zu belegen und beim Zivilstandsamt persönlich zu erklären, dass sie die Ehrevoraussetzungen erfüllen.“

Sind alle Erfordernisse erfüllt, kann die Trauung in einem Trauungslokal, unter Aufsicht von zwei mündigen Zeugen, innerhalb von zehn Tagen und drei Monaten seit der Mitteilung öffentlich abgehalten werden. Ist wegen ärztlich bezeugter Todesgefahr die Frist von zehn Tagen nicht mehr möglich, kann eine sogenannte Nottrauung vorgenommen werden.

N.B. eine religiöse Trauung ist rechtlich unerheblich und darf erst nach der Ziviltrauung geschehen; im Ausland gültig geschlossene Ehen sind in der Schweiz durch Eintragung in das Familienregister anerkannt, sofern dies nicht getan wurde, um eventuelle Nichtigkeitsgründe des schweizerischen Rechtes auszuschliessen. 

Internationales Recht:

Sind die Voraussetzungen nach schweizerischem Recht nicht erfüllt, so kann die Ehe zwischen Ausländern geschlossen werden, wenn sie den Voraussetzungen des Heimatrechts eines der Brautleute entspricht. (Der ordre public bleibt vorbehalten, so etwas das Ehehindernis der bestehenden Ehe gegenüber der vom Heimatrecht erlaubten Mehrfachehe, oder der geistigen Reife gegenüber einer nach Heimatrecht zulässigen Kinderehe)

Die Form der Eheschliessung in der Schweiz untersteht schweizerischem Recht; die so geschlossene Ehe ist in der Schweiz gültig, auch wenn sie vom Heimatstaat eines Partners nicht anerkannt wird.

Konkubinatsstreitigkeiten sollten am Wohnort des Paares geklärt werden.

2. Abschnitt: Auflösung der Ehe

( 6  Überblick

Die Ehe wird auf Lebenszeit geschlossen und kann aufgrund des Todes eines Gatten ordentlich beendet werden. Weiter löst die Verschollenheit einer Person die Ehe auf, oder aber sie wird durch ein Urteil bei Ungültigkeitserklärung (ex tunc =rückwirkend) oder Scheidung (ex nunc = für die Zukunft) aufgehoben.

( 7  Ungültigkeitserklärung der Ehe

Jede Vorschrift über die Voraussetzungen und das Verfahren der Eheschliessung kann verletzt werden. Das Recht kennt 3 Antworten auf solche Verstösse:

1. Nichtehe

Liegen grundlegende Mängel vor, besteht keine Ehe im Rechtssinne (matrimonium non existens). Die Tatsache der Nichtehe kann von jedermann, jederzeit und in jedem Verfahren, nötigenfalls durch selbstständige Feststellungsklage, geltend gemacht werden. Der Mangel ist unheilbar.

Beispiele: Partner haben das gleiche Geschlecht, die Trauung fand nicht vor einem Zivilstandsbeamten statt, der gegenseitige Wille der Verlobten war gar nicht vorhanden (=Scheinehe)

2. Ungültige Ehe

A) Ursprüngliche Ungültigkeit

Die Ungültige Ehe ist ein nichtiges Rechtsgeschäft und somit unwirksam. Gleich der Nichtehe wird sie nicht aufgehoben, sondern stellt das Nichtbestehen ex tunc fest. Jedoch ist die ungültige Ehe für gutgläubige Partner und deren Kinder einer gültigen gleichzusetzen.

B)Ungültigkeitserklärung ex nunc

Hier ist die Ungültigkeitserklärung ein Gestaltungsurteil; d.h. wenn die Ehe nicht aufgehoben würde, bestände sie weiter. Bis zu ihrer Auflösung gilt sie als gültig.

3. Trotz Mängel rechtsbeständige Ehe

Hier gilt: Nulla annullatio matrimonii sine lege (die Ehe kann nur aufgrund einer gesetzlichen Grundes ungültig sein; z.B. ein Zeuge unmüdig...)

Ungültigkeitsklage:

1. „Unbefristete“ und „befristete“ Ungültigkeit

Die Unterscheidung ist nur für die Klagegründe, das Klagerecht und die Klagefrist bedeutsam, jedoch nicht für deren Wirkung.

2. Unbefristete Ungültigkeit

Sie betrifft Ehevoraussetzungen, die im öffentlichen Interesse aufgestellt sind; die Klage unterliegt keiner Frist. Es ist jedem möglich (also auch Dritten) eine Klage an die kantonale Behörde am Wohnsitz der Gatten einzureichen.

Beispiele: Ein Gatte ist bereits verheiratet oder urteilsunfähig; das Verwandtschaft-    oder Stiefkinderschratsverbot wird missachtet

3. Befristete Ungültigkeit

Betroffen ist vorwiegend das Interesse der Gatten, deren Ehewillen fehlerhaft gebildet oder erklärt worden ist.

Der betroffene Gatte (und nur dieser) kann binnen sechs Monaten seit Kenntnis des Ungültigkeitsgrundes, aber vor Ablauf von 5 Jahren seit der Eheschliessung Klage erheben.

Beispiele: momentane Urteilsunfähigkeit, Irrtum über Person (error in negotio), Erklärungsirrtum, Täuschung, Drohung

4. Wirkung der Ungültigkeitserklärung

Die Ehe bleibt bis zum Urteil rechtskräftig. Wird die Ehe vor dem Urteil durch Tod aufgelöst, entfallen erbrechtliche Ansprüche rückwirkend. Die Ungültigkeitserklärung macht Scheidungsklage gegenstandlos.

( 8 Die Ehescheidung: Grundlagen
Historisch:

Erst im späten Mittelalter wurde die Ehe als unauflöslich erklärt. Ab 1862 wurden jedoch Scheidungen zwischen konfessionell gemischten Ehen, sowie unter Protestanten bei schwerwiegenden Gründen (Ehebruch, schwere Misshandlung,...) gestattet.

1907 revidierte das ZGB das Scheidungsrecht. Die Revision von 1998 war  die fünfte Etappe der Reform des Familienrechts. Obsolete Scheidungsgründe wurden beseitigt und die einverständliche Ehe in den Vordergrund gerückt.

Internationales Recht:
Eine im Ausland ausgesprochene, definitive Scheidung wird aufgrund einer Verfügung der kantonalen Aufsichtsbehörde im Zivilstandswesen in das Familienregister des Heimatortes eingetragen.

Das Haager Übereinkommen: 

Schweiz, Ägypten, Australien, Dänemark, Finnland, Grossbritannien, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Schweden, Slowakei, Tschechische Republik und Zypern

Die ausgesprochene Scheidung wird anerkannt, wenn ein Ehegatte seinen gewöhnlichen Wohnsitz im betroffenen Land oder dem Land angehörte.

Das Lugano Übereinkommen:

Schweiz, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Grossbritannien, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien

Diese ab 1988 geltende Übereinkommen über die Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ersetzte verschiedene bilaterale Abkommen.

( 9 Scheidungsgründe
Neben den klassischen Gründen (Ehebruch, Nachstellung nach dem Leben, Misshandlung und Ehrenkränkung, Verbrechen und unehrenhafter Lebenswandel, Verlassen, Geisteskrankheit, Zerrüttehrung des ehelichen Verhältnisses) sieht das Scheidungsrecht von 1988 drei Scheidungsgründe vor:

1. Scheidung auf gemeinsames Begehren

Der Entscheid über die Auflösung der Ehe wird gemeinsam getroffen. Insofern bildet sie das Gegenstück zur Trauung; „Consensus facit divortium“. Auch die Scheidung ist ein formelles staatliches Verfahren, im Unterschied zur Trauung jedoch ein gerichtliches, das auch Regelen über die Folgen zu klären sind.

Das Scheidungsverfahren wird in vier Schritten durchgeführt:

1. Das Verfahren wird durch die schriftliche Einreichung eines von beiden Gatten persönlich unterzeichneten Begehrens eingeleitet, welches Zivilstandsurkunden über Identität, die Eheschliessung und gemeinsame Kinder, sowie Vereinbarungen über die Folgen und gemeinsame Anträge hinsichtlich unmündiger Kinder beinhaltet. Weiter sind Ehevertrag, Mietvertrag, Lohn-, Bank, - und Steuerausweise beizulegen.

2. Die Anhörung soll dem Gericht darüber Klarheit verschaffen, ob das Begehren aufgrund freien Willens und reiflicher Überlegung der Gatten getroffen wurde, sowie die Scheidungsfolgen in vorgesehener Weise geregelt werden können.

Die Anhörung erfordert je nach Umständen eine oder mehrere, getrennt und gemeinsame Verhörungen und Verhandlungen. Für die Folgen der Kinder sind diese auch anzuhören.

Die Anhörung ist erst beendet, wenn alle nötigen Abklärungen in Bezug auf die berufliche Vorsorge, Unterhaltsbeiträge und Kinder geregelt sind.

Je nach Verlauf der Anhörung sind drei typische unterschiedliche Ergebnisse zu erwarten:

a) Normalfall: Das Gericht ist von Scheidungsbegehren, Vereinbarung und gemeinsame Anträge über die Folgen überzeugt. Damit ist das Ziel erreicht.

b) Teileinigung: Die Einigung umfasst das Scheidungsbegehren, nicht aber alle oder einzellne Folgen. Erklären sich die Gatten überzeugt bereit, diese gerichtlich zu entscheiden, so haben sie das Ziel ebenfalls erreicht.

c) Negativer Ausgang: Die Voraussetzung für eine Scheidung auf gemeinsames Begehren sind nicht erfüllt (kein freier Wille,...). Halten die Gatten an ihren Meinungen fest, kann das Verfahren durch eine Klage ersetzt werden.

3. Binnen zwei Monaten haben die Gatten ihren Scheidungswillen schriftlich zu bestätigen. Nach dieser Zeit wird ihnen eine Bestätigungserklärung zugeschickt, welche sie binnen einem Monat unterzeichen und zurückschicken müssen.

Wird die umfassende Einigung nach Ablauf der Bedenkzeit bestätigt, so spricht das Gericht die Scheidung aus. Wird die Teileinung bestätigt, so wird jedem Gatten eine Frist angesetzt, um Anträge zu den Folgen zu stellen. Das Gesamturteil wird in Bezug auf die Auflösung der Ehe und die unstreitigen Folgen aufgrund der Teileinigung, in bezug auf die streitigen Folgen aufgrund eigner Entscheidung gefällt.

Wird die Bestätigung jedoch von einem der Gatten ausdrücklich oder stillschweigend abgelehnt, muss das Verfahren in einer Klage fortgesetzt werden.

4. Eine zweite Anhörung ist geboten, wenn aufgrund der ersten Anhörung fehlende Voraussetzungen nachträglich während First geschaffen werden, oder aber wenn während der Bedenkzeit Kenntnis über Zweifel auftreten.

2. Scheidung auf Klage
Sind die Voraussetzungen der Scheidung auf gemeinsames Begehren nicht gegeben, so kann ein Gatte die Scheidung verlangen, wenn die Gatten wenigstens vier Jahre getrennt gelebt haben (=Art 114). Dies kann aufgrund einer Verständigung oder auch objektiv bedingt sein (Freiheitsstrafe,...). Dagegen ist die Berufung auf Art. 114 missbräuchlich, wenn der klagende Gatte den anderen im Glauben gelassen hat, er halte trotz des Getrenntlebens an der Ehe fest.

Ohne vierjähriges Getrenntleben kann ein Gatte die Scheidung verlangen, wenn ihm Fortsetzung der Ehe aus schwer wiegenden Gründen, die ihm nicht zuzurechnen sind (z.B. Wechsel des Berufes, Arbeitsstelle, Religion, Krankheit des anderen Gatten), nicht zugemutet ( vgl. „Klassische Scheidungsgründe“, Art. 137-141) werden kann (=Art. 115). 

3. Sonderfälle

Verlangt ein Gatte die Scheidung nach Art. 114 oder Art. 115 und stimmt der andere ausdrücklich zu oder erhebt Widerklage, so sind die Bestimmungen über die Scheidung auf gemeinsames Begehren „sinngemäss“ anwendbar (=Art. 116). Art. 116  soll, wenn beide Gatten mit der Auflösung einverstanden sind, eine Beurteilung der Zerrüterungsursachen unterlassen. Im Mittelpunkt der Anhörung (nach Art. 111/112 in Verbindung mit Art. 116) steht daher NICHT die Frage, ob die Klage und die Zustimmung zu dieser oder die Widerklage auf freiem Wille und reiflicher Überlegung beruhen, als vor allem die Regelung der Folgen.

Die Anhörung hat ihr Ziel erreicht, wenn der Kläger and er Klage und der Beklagte and er Zustimmung zu dieser oder and der Widerklage festhält und eine genehmigungsfähige umfassende oder teilweise Einigung besteht.

Das Verfahren wird wie bei Art. 114 fortgesetzt. Die Bedenktrist ist auf jedenfalls festzuhalten.

( 10 Gerichtliche Trennung
Die gerichtliche Trennung ist für Gatten bestimmt, welche aus Gewissensgründen oder wegen erb- und sozialversicherungsrechtlichen Folgen die Scheidung ablehnen. Die Ehe bleibt demnach bestehen; nur die Pflicht zum Zusammenleben erlischt (es werden Anordnungen bezüglich Unterhaltspflicht gemacht). Daneben soll die Möglichkeit einer späteren Wiedervereinigung offen bleiben.

Es gelten die gleichen Voraussetzungen wie für die Scheidung, die Trennung wird jedoch ohne Frist ausgesprochen.

Wird später doch eine Scheidung verlangt, ist das selbe Vorgehen anzuwenden wie bei einer „normalen“ Scheidung.

( 11 Folgen der Scheidung
1. Gesetzliche Folgen

Für die Gatten entfallen mit dem Scheidungsurteil die Wirkung der Ehe, Eheschutzmassnahmen, Erbrecht sowie allfällige Begünstigungsklauseln einer Todesversicherung. Schenkungen müssen nicht zurückerstattet werden.

Familiennamen  und Bürgerrecht vgl später.

Das Kindesverhältnis zwischen Gatten und ihren gemeinsamen Kindern wird durch Scheidung nicht berührt. Gegenseitigen Beistand, Rücksicht und Achtung sind weiterhin gültig.

2. Wohnung

Mit der Scheidung erlischt der eherechtliche Anspruch auf Mitbenützung der Wohnung. Der Gatte, der an ihr weder miet- noch sachenrechtlich berechtigt ist, muss sie verlassen, es sei denn, er sei auf die wegen besonderen Gründen (Kinder, berufliche oder auch gesundheitlich) Wohnung angewiesen. Dies geht jedoch nur, wenn es dem Gatten zugemutet werden kann, sei die gesundheitlich oder auch finanziell.

Ist ein Gatte sachenrechtlich allein oder mit dem anderen an der Wohnung berechtigt, so kann dieser die Einräumung eines befristeten Wohnrechts beanspruchen, dieses darf aber durch Entgeld abgedeckt werden. Wichtige neue Tatsachen (Wegzug der Kinder,...) lassen das Wohnrecht erlöschen.

Bei einer Übertragung des Mietrechts ist der Vermieter zu informieren.

Steht die Wohnung im Miteigentum der Gatten, so richtet sich die Zuteilung nach Art. 205 ZGB.

3. Berufliche Vorsorge, Art. 122-124
Das System der Altersvorsorge beruht auf drei Säulen: Der staatlichen AHV/IV zur Existenzsicherung, der durch öffentliches Recht geordneten, aber auch privat organisierten beruflichen Vorsorge zur Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung nach Ende der Erwerbstätigkeit und der Selbstvorsorge durch Ersparnisbildung, welche im Rahmen der gebundenen Vorsorge steuerlich privilegiert, aber je nach Massenzugehörigkeit güter- bez. erbrechtlich auseinander zu setzten ist.

A. Die AHV/IV (=erste Säule)

Die AHV/IV wird durch das Scheidungsrecht nicht berührt, d.h. sie ist zivilstandsunabhängig.
Der Anspruch auf Geschiedenenwittwen- bez. –wittwerrente besteht, wenn alternativ

· Die geschiedene Person mindestens ein Kind hatte und die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat

· Die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat und die Scheidung nach Vollendung des 45. Lebensjahres erfolgte

· Das jüngste Kind sein 18. Altersjahr vollendet hat, nachdem die geschiedene Person ihr 45. Lebensjahr zurückgelegt hat (Anspruch nur so lange, bis Kind 18. Lebensjahr erreicht hat)

Der Anspruch erlischt bei Wiederverheiratung, lebt jedoch wieder auf, wenn die neue Ehe weniger als zehn Jahre dauert.

B. Die berufliche Vorsorge (=zweite Säule)

Die berufliche Vorsorge wird scheidungsrechtlich durch Ausgleich der Vorsorgeansprüche geordnet, Art. 122-124 ZGB (jedoch nur im Falle der Scheidung oder Ungültigkeitserklärung). Einzubeziehen ist die Gesamtheit aller während der Ehe erworbenen Ansprüche, bez. Anwartschaften.

· Hälftige Teilung:

Ist bei keinem der Gatten ein Vorsorgefall eingetreten, hat jeder Anspruch auf die Hälfte für die Dauer der Ehe zu ermittelnden Austrittsleistungen (z.B. Vorbezüge = Kauf von Wohnungseigentum) des andern. Diese werden jedoch nicht in bar bezahlt, sondern in der Form einer zweckgebundenen Freizügigkeitsleistung an die Vorsorgeeinrichtung des Berechtigten.

· Verzicht:

Auf ein Anspruch kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn der Vorsorgezweck auf andere Weise gewährleistet ist. Dies wird jedoch streng geprüft.

· Gerichtliche Anordnung:

Die hälftige Teilung kann auch durch das Gericht verweigert werden, wenn sie aufgrund der güterrechtlichen Auseinandersetzung oder der wirtschaftlichen Verhältnisse nach der Scheidung offensichtlich unbillig wäre (z.B. ungleiche Besserstellung eines Gatten).

· Nach Eintritt eines Vorsorgefalls, bzw. Bei Unteilbarkeit:

Ist bei einem oder beiden der Gatten ein Vorsorgefall bereits eingetreten oder sind die Anwartschaften auf die während der Ehe erworbenen Ansprüche aus beruflicher Vorsorge aus anderen Gründen unteilbar, ist eine der Ehedauer und den konkreten Vorsorgebedürfnissen der Gatten angemessene Entschädigung geschuldet, Art. 124 Abs. 1 ZGB.

C. Da eine ausreichende Vorsorge kumulativ Leistungen aller drei Säule erfordert, ist Ungenügten der ersten und zweiten bei Beitrag an den nachehelichen Unterhalt zu berücksichtigen, Art. 125 Abs.2 Ziff.8.

4. Nachehelicher Unterhalt, Art. 125-132 ZGB
Mit der Scheidung entfällt die Pflicht zu gemeinsamer Sorge; dass ein Scheitern der Ehe sich nicht zum Nachteil nur eines Gatten auswirke, ist ein angemessener Beitrag zu verlangen, wenn dem andern Gatte nicht zuzumuten ist, für alle Kosten unter Einfluss einer angemessenen Altersvorsorge, selbst aufzukommen.

Beim Entscheid, ob ein Beitrag zu leisten sei und gegebenenfalls in welcher Höhe und wie lange, sind insbesondere zu berücksichtigen (=Art. 125 Abs. 2):

1. die Aufgabenteilung während der Ehe (effektiv gelebte Ordnung)

2. die Dauer der Ehe (vgl. Kurze, lange und kinderlose Ehen)

3. die Lebensstellung während der Ehe (keine Weiterführung eines sehr gehobenen Lebens gemeint)

4. das Alter und die Gesundheit der Ehegatten

5. Einkommen und Vermögen der Ehegatten

6. der Umfang und die Dauer der von den Ehegatten noch zu leistenden Betreuungen der Kinder (bis jüngstes Kind 16 Jahre ist; ab 10 Jahren Teilzeitarbeit möglich)

7. die berufliche Ausbildung und die Erwerbsaussichten der Ehegatten sowie der mutmassliche Aufwand für die berufliche Eingliederung der anspruchsberechtigten Person

8. die Anwartschaften aus der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenenversicherung und aus der beruflichen oder einer anderen privaten oder staatlichen Vorsorge einschliesslich des voraussichtlichen Ergebnisses der Teilung der Austrittssleitstungen

Art. 125 Abs. 2 nennt nur Beispiele. Die einzelnen Aspekte sind nach ihrer Bedeutung im konkreten Fall zu gewichten. Ebenfalls wird im Gesetz die Höhe des Beitrages nicht festgesetzt.

Art. 125 Abs. 3: Ein Beitrag kann ausnahmsweise versagt oder gekürt werden, wenn er offensichtlich unbillig wäre, insbesondere weil die berechtigte Person:

· ihr Pflicht, zum Unterhalt der Familie beizutragen, grob verletzt hat

· ihre Bedürftigkeit mutwillig herbeigeführt hat

· gegen die verpflichtete Person oder dieser nahe verbundenen Person eine schwere Straftat begangen hat

Alle drei Beispiele zeigen „Extremfälle“.

Die Gatten können alle Modalitäten des Beitrags durch Vereinbarung Regeln. Dabei ist der Beginn und das Ende der Beitragspflicht zu bestimmen. Die Rente bildet dabei die Regel (Art. 126 Abs.1), durch rechtfertigende Gründe kann sie aber durch eine Abfindung ersetzt werden (Art. 126 Abs.2).

Mit Bedingungen, OR 151ff, kann wichtigen Unwägbarkeiten der Entwicklung nach der Scheidung im Voraus Rechnung getragen werden (Art. 126 Abs.3).

Die Gatten können durch Vereinbarung die Änderung der Rente ganz oder teilweise ausschliessen (Art. 127). Das Gericht kann eine Indexierung anordnen, d.h. dass die Rente sich bei bestimmten Veränderungen der Lebenskosten ohne weiteres erhöht oder vermindert werden kann (Art.128). 

Ist ein nicht indexierter Unterhaltsbeitrag festgesetzt worden, so kann dessen Anpassung an Teuerung auch später verlangt werden, wenn das Einkommen des Pflichtigen nach der Scheidung unvorhergesehen gestiegen ist (Art. 129 Abs.2).

Bei erheblicher und dauernder Veränderung der Verhältnisse (z.B. Krankheit, Verlust oder Rückgang des Gewerbes, Eingehen des Berechtigten in ein Konkubinat, nicht aber Eingehen des Schuldners in eine neue Ehe) kann der Pflichtige die Herabsetzung, Aufhebung oder die befristete Einstellung der Rente verlangen (Art. 129 Abs. 1 Satz 1). Verbesserungen des Berechtigen sind nur soweit zu beachten, als dieses über den Nutzen einer Startchance zu betrachten ist.

5. Anordnungen betreffend Kinder

5.1. Elterliche Sorge:

A. Mit der Auflösung der Ehe verliert die gemeinsame Versorgung der Gatten für die Kinder ihre Grundlage (Art. 159 Abs.2), die elterliche Sorge ist einem Elter zuzuteilen (Art.133 abs.1). Massgebend für die Zuteilung (gemeinsame Anträge der Eltern sind einzuholen) sind alle für das Kinderwohl wichtigen Umstände (Art. 133 Abs.2 Satz 1). Soweit tunlich ist auch auf die Meinung des Kinder Rücksicht zu nehmen (Art. 133 Abs.2 Satz 2)

Die Mutter steht auch für (Klein-)Kinder nicht generell im Vorrang, zu beachten ist jedoch die persönliche Betreuung und dass Geschwister nicht getrennt werden sollten.

Der Inhaber der elterliche Sorge hat der Vormundschaftsbehörde ein Inventar des Kindesvermögen einzureichen (Art.318).

B. Belassung gemeinsamer elterlicher Sorge, Art. 133 Abs.3
Grundsatz: „Haben die Eltern sich in einer genehmigungsfähigen Vereinbarung über ihre Anteile an der Betreuung des Kindes und die Verteilung der Unterhaltskosten verständigt, so belässt das Gericht auf gemeinsamen Antrag beiden Eltern die elterliche Sorge, sofern dies mit dem Kindeswohl vereinbar ist“ (Art. 133 Abs. 3).

· Die Voraussetzung dafür ist das gegenseitige Wollen.

· Die Vereinbarung über Anteile an der Betreuung des Kindes und die Verteilung der Unterhaltskosten soll festlegen, bei wem das Kind lebt.

· Dabei ist das Kindeswohl und die Aufgabenteilung vor der Trennung zu berücksichtigen.

· Bei der Wirkung steht naturgerecht die Entscheidungsbefugnis im Alltag dem Elter zu, bei dem das Kind lebt. Der andere Partner hat jedoch Mitspracherecht bezüglich wichtigen Entscheidungen wie berufliche Ausbildung, Religion,... .

Auch ist Unterstützung, soweit dies der andere Partner zulässt, zu gewähren.

5.2. Persönlicher Verkehr:

Wird die elterliche Sorge einem Elter zugeteilt, so ist auch das Besuchsrecht zu regeln (Art. 133 Abs.1 Satz1). Bei gemeinsamer elterlicher Sorge nicht.

5.3. Unterhalt:

Das Scheidungsurteil hat auch den Unterhaltsbeitrag des nichtsorgeberechtigten Elters festzulegen (Art. 133 Abs. 1 Satz 1). Der Betrag kann über das Mündigkeitsalter hinaus gehen, sofern das Kind noch keine abgeschlossene Ausbildung hat.

5.4. Abänderung:

A. Voraussetzungen:

Vereinbarungen hinsichtlich der Kinder sind neu zu regeln, wenn sich wesentliche Tatsachen (Wiederverheiratung, Erkrankung,...) geändert haben; d.h. das Kinderwohl nicht mehr gesichert ist. Dies gilt sinngemäss auch für die Besuchregelung. Für die Abänderung des Unterhaltsbeitrages fällt jede wesentliche und nicht zum Voraus berücksichtigte Abänderung der massgebenden Bemessungsfaktoren in Betracht (Art. 286 Abs.2)

B. Sachliche Zuständigkeit

Das Gericht ist

· Generell zuständig für streitige Änderungen, welche primär die Eltern betreffen, nämlich die Zuteilung der elterlichen Sorge.

· Im Einzellfall für die Anordnung über den persönlichen Verkehr oder von Kindesschutzmassnahmen.

Die vormundschaftlichen Behörden sind zuständig:

· Für streitige Anordnungen, welche primär den Schutz des Kindes betreffen, sowie die Neuregelung des persönlichen Verkehrs.

· Für nichtstreitige Änderungen der primär die Eltern betreffenden Wirkungen, nämlich Umteilung, gemeinsames oder Entzug des Sorgerechts, oder auch vereinbarte Änderung über den Unterhaltsbeitrag.

· Zur Erhebung der Klage auf Neuerung der elterlichen Sorge, wenn der gemeinsame Antrag der Eltern im Blick auf das Kindeswohl nicht genehmigt werden kann (Art. 134 Abs.1, Abs.3 Satz 2).

( 12 Das Scheidungsverfahren
1. Gerichtsstand am Wohnsitz eines Gatten

1.1. Anwendungsbereich:

Der Gerichtsstand am Wohnsitz eines Gatten (Art.135 Abs. 1), gilt für das Scheidungsbegehren (Art. 111), für die Klage auf Scheidung (Art. 114/115), auf Trennung (Art. 117), auf Ungültigkeitserklärung (Art. 110), auf separate güterrechtliche Auseinandersetzung (Art. 194), auf Ergänzung eines unvollständigen Urteils, auf Änderung des Scheidungsurteils (Art. 129/134), für das Begehren um vorsorgliche Massnahmen (Art. 137 Abs. 2) und um Anweisungen an die Schuldner oder um Sicherstellung (Art. 132).

Er entspricht dem Gerichtsstand im Eheschutzverfahren (Art. 180), für Standesklage (Art. 253) und für die Klage auf Kindesunterhalt (Art. 279 Abs. 2).

1.2. Zwingende Natur und Wohnsitz
Der Gerichtsstand am Wohnsitz eines Gatten ist ausschliesslich und zwingend. Auch spätere Widerklagen werden bei Wegzug beim früheren Wohnsitz zu klagen.

Der Wohnsitz bestimmt sich nach Art. 23ff ZGB. Den Gerichtsstand begründet der Wohnsitz im Zeitpunkt, in dem die Klage oder das Begehren rechthängig wird.

2. Parteifähigkeit
Im Scheidungsverfahren kommt - mit Ausnahme der Vertretung des Kindes durch einen Beistand (Art. 146) – nur den Gatten Parteistellung zu. Stirbt ein Gatte während des Prozesses, wird die Ehe durch den Tod aufgelöst. Erben können den Prozess nicht weiterführen.
3. Prozessfähigkeit

Scheidungsklage und Scheidungsnahme sind höchstpersönliche Rechte. Der urteilsfähige Entmündigte führt den Prozess selber; nur ein Urteilsunfähiger wird durch seinen gesetzlichen Vertreter vertreten.

4. Verfahren

4.1. Zivilprozess

A. Allgemeines:

Die Scheidung ist Gerichtssache. Das kantonale Recht ordnet die sachliche Zuständigkeit.

Art. 139 Abs. 1 und 2 beschränkt zugunsten der Erhaltung der ehe die Verfügung der Parteien über den Prozessstoff (Dispositionsmaxime) sowie die Bindung des Gerichts an die Parteianträge (Verhandlungsmaxime).

B. Verfahrensregeln:

Vereinbarung über Scheidung ist nur in der Form des gemeinsamen Scheidungsbegehren (Art. 111/112) möglich. Dies kann auch bis zur rechtskräftigen Entscheidung jederzeit zurückgezogen werden. Die Erfordernisse des gemeinsamen Scheidungsbegehren sollen nicht unterlaufen werden können.

Das Gericht „darf Tatsachen, die zur Begründung einer  Klage auf Scheidung oder Trennung dienen, nur dann al erwiesen annehmen, wenn er sich von deren Vorhandensein überzeugt hat“ (Art. 139 Abs.2).

Das Gericht würdigt die Beweise nach freier Überzeugung (Art. 139 Abs. 1).

4.2. Wirtschaftliche Folgen

Die vermögensrechtlichen Ansprüche (Art. 127-129) unterstehen der freien Verfügung der Parteien.

Vereinbarungen über die wirtschaftlichen Folgen sind in einem Ehevertrag festzuhalten. Das Gericht hat zu prüfen, ob diese Vereinbarungen auf freiem Willen und reiflicher Überlegung beruht, zulässig, klar, vollständig und nicht offensichtlich unangemessen ist (Art. 140 Abs. 1 Satz 1). Ebenfalls wird eine Inhaltskontrolle durchgeführt.

Bei positivem Entscheid über die Vereinbarung ist sie in das Urteilspositiv aufzunehmen, andernfalls entscheidet das Gericht.

Nach dem Urteil können Vereinbarungen beliebig abgeändert werden. Ist die Abänderung jedoch streitig, obliegt sie dem Gericht.

4.3. Folgen für die Kinder

Bei Scheidung oder Trennung von Amtes wegen, ist die Zuteilung der elterlichen Sorge, der persönliche Verkehr und die Unterhaltspflicht zu regeln (Art. 133) und nötige Kinderschutzmassnahmen zu treffen.

Die Eltern können Vereinbarungen über diese Punkte machen, welche dann, wenn sie mit dem Kindeswohl vereinbar sind, vom Gericht geprüft werden.

Für den persönliche Verkehr sowie für die Unterhaltspflicht können bereits beim Urteil Klauseln eingebunden werden, die bestimmte Veränderungen der Pflicht hervorrufen, sobald das Kind zu Beispiel ein gewisses Alter erreicht hat oder eine Lehre beginnt.

Die Änderung des Urteils können nur auf Antrag eines Elters, des Kindes oder der Vormundschaftsbehörde behandelt werden. Jedoch können die Eltern einvernehmlich das Urteil mit Abweichungen ausführen.

Anhörung des Kindes:

Sind Anordnungen bezüglich Kinder zu treffen, sind auf jeden Fall die Eltern und das Kind persönlich anzuhören.

Das Kind wird durch das Gericht oder beauftragte Drittpersonen befragt. Es kann eine Anhörung ablehnen, jedoch nur, wenn es ohne Beisein der Eltern dies persönlich dem Gericht erklärt. Ist ein Kind unter sechs Jahre alt, geistig oder sprachlich behindert, kann es durch eine Drittperson vertreten werden. Andernfalls soll die Anhörung kindesgerecht, in Abwesenheit der Eltern, aber im Beisein eines Beistandes abgehalten werden.

Geschwister sind einzeln zu befragen.

Je nach Ergebnis der Anhörung und unter Würdigung der Reife des Kindes und den übrigen bedeutsamen Gründen (Art. 133), folgt das Gericht einem gemeinsamen oder einseitigen Elternantrag oder legt den Eltern eine Änderung eines bestehenden oder die Einigung auf einen gemeinsamen Antrag nach oder ordnet Weiterungen an.

Vertretung des Kindes:
Das Interesse der Eltern und des Gerichts ist es, das Kindeswohl und – interesse zu wahren. Da das dem Unmündigen nicht immer selber gelingt, kann ihm eine Vertretung (=Beistand) vor Gericht vertreten und seine aktive Teilnahme am Verfahren sichern. Der Beistand wird von der Vormundschaftsbehörde gestellt, muss jedoch vom Kind persönlich gewünscht werden. Er muss als äussert kompetent und feinfühlig gelten. Er ist bei der Ausübung seiner Funktion unabhängig; dies bedeutet jedoch nicht die blinde Durchsetzung der Kindesinteressen, sondern ist im Kindeswohl umfassenden Sinn zu verstehen. Der Beistand kann auch Anträge tätigen.

5. Vorsorgliche Massnahmen
Da der Prozess eine zusätzliche Spannung bei Gatten und Kinder hervorruft, sollten vorsorgliche Massnahmen (sinngemässe Anwendung wie bei Massnahem zum Schutz der Ehe, Art. 137 Abs. 2, Art. 173 Art. 174, Art. 176 und Art. 177-179) getroffen werden, welche vom Gericht getroffen werden (Art. 137 Abs. 2), aber von einem Gatten verlangt werden müssen. (Örtlich zuständig ist das Gericht am Gerichtsstand der Scheidungsklage, sachlich das vom kantonalen Recht bezeichnete Gericht).

Ebenfalls können Verpflichtungen zur Leistung von Prozesskosten, Unterhalt, Zuteilung des Kindes während des Prozesses  und betreffend Wohnung eingegangen werden.

Mündige Kinder erhalten, wenn sie nicht selber klagen, keinen Unterhalt zugesprochen.

6. Urteil
Inhaltlich enthält das Urteil die Auflösung der Ehe, Güterrecht, gegebenenfalls Wohnung, berufliche Vorsorge, nachehelicher Unterhalt, Elternrecht- und pflichten, Kosten und Entschädigung, Rückerstattung von Prozesskosten, Mitteilung und Rechtsmittelbelehrung. Mit dem Urteil sind auch die Folgen zu klären. Wird dies nicht mit dem Urteil gemacht, findet ein Nachverfahren statt.

Das Scheidungs- oder Trennungsurteil bestimmt die Rechtslage auf den Zeitpunkt auf den seiner Ausfällung.

Das Urteil ist den Zivilstandsämtern der Heimatorte und der Wohnsitze der Gatten zu melden, sowie die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz unmündiger Kinder zu melden. Die Auflösung von Schweizern wird im Familienregister festgehalten.

2. Teil: Die Wirkung der Ehe

1.   Abschnitt: Formelle Wirkung

( 13 Familienname 

Der Familienname dient - zusammen mit dem Vornamen - in erster Linie der Individualisierung der natürlichen Person. Er ist Teil der Persönlichkeit und kann Hinweise auf die Abstammung und Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familie einer Person dienen.

1. Mannesname als Familienname

1.1. Der gemeinsame Name:

Grundsatz: Die Ehefrau erhält durch die Heirat den Familiennamen des Ehemannes als ihrigen (Art. 160 Abs. 1).  

Im nichtamlichen Verkehr kann sie jedoch ihren bisherigen Namen gebrachen, etwa einem Pseudonym ähnlich.

1. 2. Voranstellung des Frauennamens:

Die Frau kann ihren ledigen Namen dem Familiennamen voranstellen (Art. 160 Abs. 2); dies ist jedoch vor der Trauung zu verkünden. Dies führt zur Bildung eines Doppelnamens, welcher ohne Bindestrich geschrieben wird (Im Gegensatz wir der Allianzname mit Bindestrich geschrieben). Dieser Doppelname ist der amtliche Name der Frau.

2. Frauenname als Familienname

2.1. Der gemeinsame Name:

 „Wenn achtenswerte Gründe vorliegen“ (dies ist jedoch mehr Schein als wirklich nötig) kann vor der Trauung ein Gesuch  gestellt werden, dass der Name, den die Braut im Zeitpunkt der Trauung (Art. 30 Abs.2) trägt, als Familienname gelten soll. Formell gilt dies als Namensänderung und muss an der Regierung des Wohnsitzkantones gemeldet werden.

Der bisherige Name des Mannes lebt sinngemäss gleich fort wie der bisherige Name der Frau, wenn der Mannesname Familienname der Ehegatten wird. Ebenfalls ist eine Voranstellung  des Mannesnamen seitens des Mannes selbstverständlich.

3. Auflösung der Ehe:

Die Auflösung der Ehe berührt den Namen der Gatten nicht; jedoch besteht die Möglichkeit binnen eines Jahres nach der gerichtlichen Auflösung der Ehe gegenüber dem Zivilstandsbeamten zu erklären, man wolle den angestammten Namen oder der Namen, den er vor der Heirat trug, wieder führen.

Diese Regelung gilt nicht bei Auflösung der Ehe durch den Tod.

Bei einer Wiederheirat gelten die gleichen Regeln, so kann zum Beispiel eine Frau den Namen des Mannes als Familiennamen erwerben, selbst wenn dieser ihn in einer früheren Ehe von seiner damaligen Frau übernahm.

4. Kinder

Die gemeinsamen Kinder erhalten den Familienname der Eltern, ohne Beachtung des Voranstellen des einzelnen Elternteils.   

Bei einer ausserehelichen Geburt erhält das Kind den Namen, den die Mutter bei Geburt trug.

5. Internationales Recht

Eine Person mit Wohnsitz in der Schweiz untersteht schweizerischem Recht, bei Wohnsitz im Ausland dem Recht, auf welches das Kollisionsrecht des Wohnsitzstaates verweist.

( 14 Das Bürgerrecht 

1. Bedeutung

Das Bürgerrecht kann als ein Persönlichkeitsrecht der Bürgers betrachtet werden und ist mit umfassenden Rechten und Pflichten, insbesondere im öffentlichen Recht, z.B. Stimm- und Wahrecht, Wehrpflicht, verbunden. Gemeinde-, Kantons-, und Schweizer Bürgerrecht sind untrennbar, vgl. BV 37.

2. Heirat von Schweizern:

2.1. Grundsatz:

 Die Ehefrau erhält das Bürgerrecht des Ehemannes, verliert aber das Bürgerrecht, „das sie als ledig hatte“ (=Stammbürgerrecht), nicht. (Dies gilt auch, wenn einem Partner als Bürgerrecht an mehreren Orten zusteht: Die Ehefrau erhält alle Bürgerrechte des Ehemannes.)

2.2. Stamm- und Zusatzbürgerrecht:

Stammbürgerrechte sind unverlierbar, das Bürgerrecht, das die Brau durch die Heirat erhält (=Zusatzbürgerrecht), steht dagegen unter der auflösenden Bedingung einer weiteren Eheschliessung.

2.3. Einbürgerung und Entlassung aus dem Bürgerrecht:

Hat die Ehefrau während der Ehe das Zusatzbürgerrecht mit dem Ehemann gemeinsam, so kann dieser von Bundesrechts wegen nur zusammen mit seiner Frau eingebürgert und aus dem Bürgerrecht entlassen werden. Dieses Recht wird wie das Stammbürgerrecht behandelt.

2.4. Auflösung der Ehe:

Das Kantons- und Gemeindebürgerrecht wird durch den Tod eines Gatten oder durch Scheidung oder Ungültigerklärung der Ehe nicht berührt (Art. 119 Abs. 2, Art. 109 Abs 2).

2.5. Kinder:

Gemeinsame Kinder erhalten das Bürgerrecht des Vaters (auch wenn der inzwischen  verstarb, oder die Geburt erst nach der Scheidung ist), auch wenn der Name der Mutter Familienname ist. Die Mutter hat somit nur das Zusatzbürgerrecht mit Kind und Vater gemeinsam.

3. Heirat eines schweizerischen und eines ausländischen Partners:

1. Keine bürgerrechtlich Wirkung der Eheschliessung, aber erleichterte Einbürgerung:

Ausländerlinnen, welche einen Schweizer heiraten, werden nicht von Gesetztes Schweizerinnen. Ebenso wenig verliert die Schweizerin, die einen Ausländer heiratet, das Schweizer Bürgerrecht.

Der ausländische Gatte kann lediglich um erleichterte Einbürgerung bitten, falls er mindestens fünf Jahre in der Schweiz wohnt oder seit einem Jahr hier wohnhaft ist und zugleich drei Jahre in ehelicher Gemeinschaft lebt. Die Einbürgerung kann innert  fünf Jahren für nichtig erklärt werden.

2. Ordentliche Einbürgerung:

Ausländische Gatten wird empfohlen, sich gemeinsam ordentlich einbürgern  zu lassen. Erfüllt nämlich ein Gatte die allgemeinen Wohnsitzerfordernisse (12 Jahr in der Schweiz wohnen, davon 3 in den letzten 5 Jahren; doppelte Anrechnung der Zeit zwischen 10-20 Jahre), so gilt für den anderen Gatten die erleichterte Einbürgerung.

3. Kinder:

Das Kind miteinander verheirateter Eltern ist von Geburt an nur Schweizer, wenn ein Elternteil Schweizer ist. Ist nur die Mutter Schweizer (und das auch durch eine frühere Ehe mit einem Schweizer), so wird das Kind nur Schweizer, wenn es durch Geburt keine andere Staatsangehörigkeit erwerben kann oder vor seiner Mündigkeit staatenlos wird. Das unmündige ausländische Kinder erhält auch mit der nachträglichen Heirat der Mutter mit einem Schweizer das Schweizer Bürgerrecht.

3. Abschnitt: Organisation der Gemeinschaft

( 15 Eheliche Gemeinschaft

1. Ehe als Rechtsgemeinschaft

Durch Trauung werden die Gatten zur ehelichen Gemeinschaft verbunden (Art. 159 Abs. 1). Diese ist umfassende geistig-seelische, körperliche und häusliche, wenn Kinder geboren werden, Erziehungsgemeinschaft von Mann und Frau.

Die Ehe trägt nicht wie bei anderen Verträgen ihren Zweck in sich selbst und beruht auf einträchtigem Zusammenwirken der Gatten. Die Ehe wird durch Treue, Beistand und auf dem Gebot der Rücksichtsnahme begründet und obwohl sie ein Rechtsgeschäft ist, hat sie keine Rechtspersönlichkeit. Dies kann nur freiwillig geschehen.

Die Gatten müssen sich über wichtige Fragen der Organisation (Aufgabenteilung, Wohnungswahl, Familienplanung,...) der Ehe einig sein.

Bei Streitigkeiten sollte versucht werden diese zu legen, anderenfalls wird die Auflösung, (welche mit zwingenden Folgen geschieht), die logische Folge sein.

2. Allgemeine Grundsätze

2.1. Gleichberechtigung:

Die Gatten sind gleichberechtigt (BV 8 Abs. 3).

2.2. Das Zusammenwirken der Gatten:

Der Massstab der Ehefähigkeit wird am einträchtigen Zusammenwirken (spontan stillschweigend oder geplant)  der Gatten gemessen. Als Grundnorm wird das Wohl der Gemeinschaft, Treu- und Beistandspflicht angesehen.

2.3. Treue und Beistandspflicht (Art. 159 Abs.3):

Die eheliche Treupflicht kann als umfassende und unbedingte Loyalität angesehen werden. Sie schliesst neben dem geschlechtlichen auch den geistig- seelischen Bereich ein.

Treue bedeutet auch Rücksicht (z.B. im wirtschaftlichen Bereich in der Auskunftspflicht und bei der Geltendmachung von Forderungen).

Beistand ist der aktive Teil der Treue. 

Beistandspflichtig sind zum Beispiel: 

· Unterhalt der Familie, Aufgabenteilung, Mithilfe, Mitarbeit im Beruf des Partners

· Ferner: ausserordentliche Beiträge (Prozessführung), Aufnahme von Angehörigen, Unterhalt des Stiefkindes, Unterhalt nach Scheidung... .

2.4. Gemeinsame Sorge derKinder (Art. 159 Abs.2):

Unterhalt und Erziehung (l’entretien, l’éduction) haben die Gatten gemeinsam zu vollziehen.

Zwischen Eltern und Kinder gilt gegenseitige Pflicht zu Beistand, Rücksicht und Achtung. 

3. Persönlichkeitsrecht der Ehe
3.1. Zwischen den Gatten:

A. Vorrang der Ehe:

Das Persönlichkeitsrecht der Gatten bleibt gewährt, jedoch ist in seiner Ausübung auf die Pflichten gegenüber der Gemeinschaft (Art. 159 Abs. 2) und gegenüber dem andern (Art. 159 Abs. 3) Rücksicht zu nehmen.

B. Vorrang des Persönlichkeitsrechts:
Die Ehe verpflichtet die Gatten nicht zur Aufopferung. Das Persönlichkeitsrecht wird geschützt durch das unverzichtbare Recht zur Aufhebung des gemeinsamen Haushalts (Art. 175), zur Ungültigkeitserklärung der Ehe (Art. 104 ff) und zur Scheidung (Art. 111 ff).

3.2. Im Verhältnis zu Dritten:

· Unmittelbare Verletzung beider Gatten kann dadurch entstehen, wenn ein Dritter behauptet er sei der leibliche Vater eines Kindes.

· Mittelbare Verletzung des einen Gatten durch unmittelbare Verletzung des andern: z.B. Tötung oder schwere Körperverletzung des einen Gatten. Der andere Gatte kann Genugtuung fordern. 

· Mittelbare Verletzung des einen Gatten durch Beziehung eines Ditten zum andern: Ein Gatte hat eine Beziehung zu einem Dritten. Der andere Gatte kann aber höchstens den Eventualvorsatz einer eventuellen Kinderzeugung anfechten.

4. Handlungsfähigkeit
4.1 Grundsatz:

Die Ehe berührt die Handlungsfähigkeit der Gatten grundsätzlich nicht.

4.2. Berufstätigkeit:

Jedem der Gatten ist die Wahl des Berufes frei, jedoch sollte gegenseitig Rücksicht genommen werden, dass das Wohl der ehelichen Gemeinschaft nicht gestört wird (Art. 167).

4.3. Rechtsgeschäfte:

Die Zustimmung des anderen Gatten sollte bei Verfügungen über bestimmte Vermögenswerte, beim Anteil an Miteigentum, Verwaltung des Gesamtgutes, bei Eingehung einer Bürgschaft und bei Ab- und Vorauszahlungen eingeholt werden.

Die Zustimmung des anderen Gatten sowie des Richters  sollte bei Rechtsgeschäften über die eheliche Wohnung, zur Veräusserung eines gemeinsamen landwirtschaftlichen Gewerbes und zur ausserordentlichen Vertretung der eheliche Gemeinschaft.

Der Ehevertrag wird öffentlich Beurkundet und vom Richter genehmigt.

5. Internationales Recht:
5.1. Zuständigkeit:

Für Klagen betreffend die ehelichen Rechte und Pflichten im Allgemeinen ist der Richter am Wohnsitz oder am gewöhnlichen Aufenthalt eines Gatten zuständig. Ist dies nicht der Fall, ist jedoch ein Gatte Schweizer Bürger, ist am Bürgerort dessen zu klagen.

( 16 Unterhalt der Familie

1. Ordentlicher Unterhalt

1.1. Gemeinsame Verantwortung der Gatten

Die Gatten sorgen gemeinsame, ein jeder nach seinen Kräften, für den gebührenden Unterhalt der Familie (Art. 163 Abs. 1). Sie haben Anspruch auf den gleichen Lebensstandart.

1.2. Gegenstand des Unterhalts:

Der Unterhalt umfasst den gesamten Lebensbedarf der Gatten (Ernährung, Ausbildung,...), sowie der eigenen und denen im Haushalt wohnenden Kindern.  Ein Dritter hat aber kein unmittelbares Forderungsrecht gegenüber dem Gatten seines Schuldners.

1.3. Die Beiträge der Gatten:

A. Gemeinsame Sorge für den Unterhalt der Familie verlangt, dass die Gatten sich über die Beiträge verständigen. Diese werden namentlich durch „Geldzahlung, Besorgen des Haushalts, Betreuung der Kinder oder durch Mithilfe im Beruf oder Gewerbe des andern“ (Art. 163 Abs. 2).

Geldzahlungen sind in erster Line aus den laufenden Einnahmen aus Gewerbe, Rente oder Vermögenserträgen zu erbringen. Reichen diese nicht aus, muss nötigenfalls auf Darlehen, Verwandtschaftsunterstützung oder soziale Hilfe zurückgegriffen werden.

B. Die Beiträge müssen „gerecht“ aufgeteilt sein, d.h. jeder nach seinen Kräften, und den gesamten Unterhalt der Familie decken. Berücksichtigt wird jedoch, wenn die Frau ein Kind aus erster Ehe mit sich bringt oder der Mann Unterhaltszahlungen an die ehemalige Frau zu zahlen hat.

C. Die Gatten sind im Rahmen ihrer gemeinsamen Verantwortung in der Festsetzung ihrer Beiträge frei. Es gibt jedoch drei Haupttypen:

· Hausfrauen / Hausmannesehe


( klare Verteilung

· Doppelverdienerehe



( alles wird von beiden erledigt

               ( geteilte Arbeitszeit / Jobsharing 
( Ablösen der Gatten

Zwischenformen:

· Zuverdienstehe / Mitverdienstehe (Mitarbeit beim Gatten)

D. Die Führung des gemeinsamen Haushaltes setzt notwendig die Verständigung über Beiträge voraus. Diese werden meist mündlich oder stillschweigend vor oder mit der Eheschliessung getroffen.

E. Bei Veränderungen (Geburt von Kindern, Einkommenswechsel,...) werden die Beiträge meist stillschweigend angepasst, denn diese können immer nur für die Gegenwart bestimmt werden. Das heisst es gibt ein Abänderungsrecht, die clausula rebus sic stantibus.

4. Durchsetzung des Unterhaltsanspruches, Unterhaltsersatz:

Bei Nichteinhaltung der Zahlungen kann der Richter angerufen werden (Art. 172 Abs. 1). Dieser setzt, wenn eine Einigung nicht zustande kommt, auf Begehren der Gatten die Geldbeiträge fest (Art. 173 Abs. 1). Grundlegend ist dabei die dem Richter vorzulegende Aufgabenteilung.

Die Leistungen können für die Zukunft und für ein Jahr vor der Einreichung des Begehrens gefordert werden (Art. 173 Abs. 3).

2. Anspruch des Hausgatten, Art. 164
2.1. Grundgedanke:

Der Gatte, der den Haushalt besorgt, die Kinder betreut oder dem andern im Beruf oder Gewerbe hilft, hat den Anspruch auf einen regelmässig angemessenen Betrag zur freien Verfügung. Dies ist ein Recht, nicht bloss ein Gnadenakt, auch ist der Anspruch darauf nicht als einen Hausgattenlohn zu bezeichnen!

2.2. Voraussetzung:

Der eine Gatte leistet seinen Beitrag durch Geldzahlung, der andere durch Arbeit für Familie. Eigene Einkünfte des Hausgatten sind jedoch zu berücksichtigen! Es muss nämlich ein spürbarer finanzieller Unterschied vorhanden sein. Reicht der Überschuss über den Unterhalt und die angemessene Vorsorge nur für begrenzte zusätzliche Bedürfnisse, so steht jedem Gatten, auch dem Erwerbstätigen!, die Hälfte zur freien Verfügung zu.

2.3. Abgrenzung von der Geldzahlung an den Unterhalt:

Unterschiede findet man 

· Im persönlichen Bereich: Art. 163 ist für die ganze Familie, Art. 164 für den Hausgatten persönlich

· Im Zweck: Art. 163 dient für den Unterhalt, Art. 164 geht darüber hinaus

· In der Berechung: Art. 163 lässt sich objektiv berechnen, Art. 164 ist die Quote des Überschusses des Einkommens über Unterhalt und Vorsorge

· In der Verwendung: Art. 163 ist abrechnungspflichtig, Art. 164 steht zur freien Verfügung

· In der rechtlichen Behandlung: Art. 163 bleibt Eigentum des Gebers, an Art. 164 erhält der Hausgatte sofort Eigentum.

2.4. Schutz des Anspruchs:

Ist der Anspruch strittig, ist er vom Richter festzulegen (Art. 173 Abs. 2 und 3).

3. Ausserordentliche Beiträge, Art. 165
Die Gatten müssen aufgrund ihrer Pflicht, das Wohl der Gemeinschaft zu wahren und einander beizustehen (Art. 159 Abs. 2 und 3), nötigenfalls auch ausserordentliche Beiträge an den Unterhalt zu leisten.

3.1. Mitarbeit im Beruf oder Gewerbe:

Die Gatten haben sich darüber zu verständigen, ob der eine im Gewerbe des Andern mitarbeiten wolle. Kommt es zu einer solchen Mitarbeit, gewährt Art. 165 Abs. 1 Anspruch auf angemessene Entschädigung, falls die Arbeit den ordentlichen Beitrag überschreitet, d.h. wenn der Gatten sonnst durch eine andere Arbeitskraft ersetzt werden müsste.

Die Entschädigung nach Art. 165 Abs. 1 ist nicht Lohn, sondern Ausgleich für die durch Mitarbeit entstandenen Vorteile.

3.2. Ausserordentliche Geldbeiträge:

Der Beitrag muss die Familie betreffen und freiwillig geleistet werden.

( 17 Wohnung der Familie
1. Bestimmung der ehelichen Wohnung

Die Ehe ist auch Wohngemeinschaft der Gatten. Diese haben die Wohnung gemeinsam auszusuchen.

2. Wohngemeinschaft

2.1. Benützung und Gewahrsam:

Die Ehe ermöglicht auch dem nicht miet- oder sachenrechtlichen Gatten das Nutzen der Wohnung.

2.2. Hausgewalt & Verantwortlichkeit:

Familienoberhaupt und damit Inhaber der Hausgewalt (Art. 131) sind beide Gatten.

Diese haften im Falle eines verursachten Schadens durch einen minderjährigen Hausgenossen solidarisch (Art. 333 Abs. 1).

3. Rechtsgeschäfte über die Familienwohnung:

A) Steht die eheliche Wohnung im Gesamt- oder Miteigentum beider Gatten oder sind beide Mieter, so können sie über Rechte an der Wohnung nur zusammen bestimmen.

Ist dagegen ein Gatte alleine Mieter, so kann nur durch Zustimmung des anderen Gatten ein Rechtsgeschäft vornehmen. Diese eingeschränkte Handlungsfähigkeit dient zum Schutze der Familie.

B) Als Famlienwohung nach Art. 169 gilt die Wohnung, in der die Gatten ihren Lebensmittelpunkt haben und zwar während der ganzen Dauer der Ehe, also auch bei Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes, der gerichtlichen Trennung und des Scheidungsprozesses.

C) Der Vermieter hat sich durch Befragung der Mieter in Kenntnis über deren Verhältnis zu setzen. Allfällige Änderungen sind dem Vermieter mitzuteilen.

Rechtsgeschäfte wie Untervermietung, Kündigung,... können nur durch ausdrückliche Zustimmung beider Gatten genehmigt werden, ausser ein Richter entscheidet, ob von der Zustimmung abzusehen ist (Abwägung der Interesse der Familie und des einen Gatten).

Im Falle einer Kündigung durch den Vermieter hat dieser dies schriftlich und mit den entsprechenden kantonalen Formularen, gesondert an beide Gatten zuzustellen.

D) Art. 169 gilt für die Veräusserung der einem Gatten zu Eigentum oder kraft Nutzniessung, Wohn- oder Baurechts zustehenden Familienwohnung, ausserdem für jede andere Beschränkung der Rechte an den Wohnräumen der Familie. 

Das obligatorische Grundgeschäft bedarf der Zustimmung beider Gatten.

4. Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes

Der gemeinsame Haushalt kann ausnahmsweise fehlen:

· Bei Vereinbarung der Gatten

· Während des Scheidungsprozesses

· Bei Unmöglichkeit des Zusammenlebens

· Bei Aufhebung wegen Gefährdung Persönlichkeit, seiner wirtschaftlichen Sicherheit oder das Wohl der Familie

( 18 Vertretung der ehelichen Gemeinschaft
1. Grundgedanke
Art. 166 bedeutet, dass rechtsgeschäftliches Handeln eines Gatten gleichzeitig für diesen und für den andern wirkt.

Die Befugnis bezweckt nicht die Privilegierung der Gläubiger, sondern die Funktionsfähigkeit der Ehe als wirtschaftliche Lebensgemeinschaft.

2. Vertretung für die laufenden Bedürfnisse
Jeder Gatte vertritt während des Zusammenlebens die eheliche Gemeinschaft für die laufenden Bedürfnisse (Geschäfte des notwendigen und üblichen täglichen Unterhalts der Familie, z.B. Anschaffung von Lebensmittel, Krankenverträgen...) der Familie (Art. 166 Abs. 1). Nicht dazu gehören Aufnahme von Darlehen oder Bankkrediten, Nichtbezahlen von Rechnungen, Verzicht auf ordentlichen Gerichtsstand und Anmeldung eines Kindes bei einer Privatschule.

3. Vertretung für die übrigen Bedürfnisse
Für die übrigen Bedürfnisse der Familie kann ein Gatte die Gemeinschaf nur vertreten, wenn die Voraussetzungen der ausserordentlichen Vertretung gemäss Art. 166 Abs. 2 gegeben sind.

3.1. Gegenstand:

Die übrigen Bedürfnisse der Familie umfassen nicht alltägliche Anschaffungen, deren Kosten nach den Verhältnissen der Familie den Rahmen der laufenden Bedürfnisse übersteigen. Diese müssen, um die solidarische Haftung zu rechtfertigen, im Interesse der zusammenlebenden Familie liegen. Dies trifft von vornherein nicht zu auf die nicht lebensnotwendigen persönlichen Bedürfnisse eines Gatten.

3.2. Begründung der ausserordentlichen Vertretung:

· Ermächtigung durch den andern Gatten

· Ermächtigung durch den Richter

· Notstandsvertretung

Notstandsvertretung und die Ermächtigung durch den Richter dürften jedoch nur für einzelne Geschäfte in Betracht kommen.

4. Wirkung
Jeder Gatte verpflichtet sich durch seine Handlung persönlich und, soweit diese nicht für Dritte erkennbar über die Vertretungsbefugnis hinausgehen, solidarisch auch den andern (Art. 166 Abs. 3). Der Dritte kann sich nach seiner Wahl an den Gatten, mit dem er das Geschäft geschlossen hat, oder an den andern oder an beide gleichzeitig wenden, wobei jeder gesondert zu betreiben ist. Der andere Gatte wird auch verpflichtet, wenn das Geschäft den Rahmen der ordentlichen Vertretung überschreitet und eine ausserordentliche Vertretungsbefugnis fehlt, sofern dies dem Dritten nicht bekannt und nicht erkennbar war (Art. 166 Abs. 3). Die Vertretungsmacht geht somit weiter als die Vertretungsbefugnis.

5. Entzug der Vertretung
Der Eheschutzrichter kann einem Gatten die ordentliche Vertretungsbefugnis der laufenden Bedürfnisse für bestimmte Geschäftspartner, Güter oder Betrag entziehen, wenn er sie überschreitet oder sich als unfähig erweist, sie gehörig auszuüben (Art. 174 Abs. 1). Die Wiederherstellung richtet sich nach Art. 179.

6. Übriges rechtliches Handeln
Von der Vertretung der ehelichen Gemeinschaft zu unterscheiden sind Rechtsgeschäfte, die ein Gatte nicht für die Bedürfnisse der Familie, sondern ausschliesslich zur Befriedung persönlicher Interessen tätigt. Hier handelt jeder in seinem Namen, und ist hierfür allein haftbar.

( 19 Auskunftspflicht
1. Im Allgemeinen

Das Wesen der Ehe und die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Gatten verlangt, dass jeder Einblick in die Verhältnisse des anderen hat. Auskunft kann über alle finanziellen Verhältnisse verlangt werden und zwar jederzeit und so oft als nötig. Einzelheiten sind zu offenbaren, ev. Belege vorzulegen. Ebenfalls kann ein Gatte einen Vertreter ermächtigen, Informationen - auch schriftlich – einzuholen.

Hat ein Gatte dem andern die Verwaltung seines Vermögens überlassen (Art. 195), so konkurriert die Auskunftspflicht nach Art. 170 mit derjenigen nach Auftragsrecht (OR 400) oder einem andern vereinbarten besonderen Rechtsverhältnis.

2. Schutz des Auskunftsanspruches
Verweigert ein Gatte eine geschuldet Auskunft oder ist die erteilte Auskunft unrichtig oder unvollständig, so kann der andere beim Richter die Anordnung der Gütertrennung begehren (Art. 185 Abs. 2). Dieser kann den anderen Gatten unter Androhung der vom kantonalen Recht vorhergesehenen Zwangsmittel (Busse, Ungehorsamsstrafe) zur Erteilung der erforderlichen Auskünfte zwingen. Bleiben die Anordnungen gegenüber dem andern Gatten erfolglos oder erscheinen sie von vornherein als ungenügend, so kann der Richter die gleichen Anordnungen gegen Dritte treffen, die in der Lage sind, die verlangten Auskünfte zu erteilen.

Vorbehalten bleibt allein das Berufsgeheimnis der Rechtsanwälte, Notare, Ärzte, Geistliche und ihrer Hilfspersonen (Art. 170 Abs. 3 StGB).

( 20 Schulden unter Gatten gegenüber Dritten

1. Grundsatz
Schulden zwischen Gatten werden nach den ordentlichen Regeln (OR 75ff) fällig. Ehe und Güterstand haben darauf keinen Einfluss.

2. Zwangsvollstreckung

2.1. Zwischen Gatten:
Zwangsvollstreckung zwischen Gatten ist anders als früher zulässig und folgt den gleichen Regeln wie eine Betreibung durch Dritte.

2.2. Dritter gegenüber Gatten:
Stets richtet sich die Betreibung nur gegen den Schuldner-Gatten und dessen Vermögen, nicht aber auf die Anwartschaft aus einer nachmaligen güterrechtlichen Auseinandersetzung, welche der Gläubiger nicht herbeiführen kann.

In der Betreibung Dritter gegen einen Gatten kann der andere sich für seine Forderungen ohne vorgängige Betreibung der Pfändung anschliessen, denn er soll für bislang geübte Zurückhaltung nicht zugunsten Dritter nach weiter benachteiligt erden (Art. 159).

( 21 Schutz der ehelichen Gemeinschaft

1. Aufgabe und Grenzen

Gerät die Ehe in Not, so soll die Scheidung nicht einziger Ausweg sein. Durch Beratung soll versucht werden, Probleme zu lösen.

2. Eheschutzverfahren
Der Richter wird nicht von Amtes wegen, sondern nur auf Begehren eines oder beider Gatten tätig (Art. 172 Abs. 1 und 2). Diese haben selber zu entscheiden, ob sie sich einem Berater zuwenden möchten.

In der Regel ist ein Einzelrichter am Wohnsitz eines Gatten zuständig.

Ist die Scheidungs- oder Trennungsklage hängig, so können nur noch vorsorgliche Massnahmen nach Art. 137, dagegen keine Eheschutzmassnahmen getroffen werden.

3. Vermittelnder Eheschutz

3.1. Voraussetzungen, Art. 172 Abs. 1
· Ein Gatte erfüllt seine Pflichten gegenüber der Familie nicht.

· Die Gatten sind in einer für die eheliche Gemeinschaft wichtigen Angelegenheit (z.B. Wohnung) uneinig

3.2. Vorgehen:
Der Richter mahnt die Gatten an ihre Pflichten und versucht sie zu versöhnen (Art. 172 Abs. 2 Satz 1), eventuell sind Sachverständige beizuziehen. Stellt der Richter mit den ihm zu Gebote stehenden Mitteln die behauptete Nichterfüllung von Pflichten fest, so führt er sie dem oder den Gatten vor Augen und mahnt zu pflichtmässigem Verhalten.

Bei Uneinigkeit versucht der Richter den Gatten eine angemessene Lösung vorzuschlagen.

3.3. Wirkung:
Die Befolgen der Mahnung oder Empfehlungen kann nicht erzwungen werden. Es kann höchstens auf weitere Massnahmen hingewiesen werden.

4. Autoritativer Eheschutz
vgl. Buch Seite 211-220
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